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Niederschrift über die Sitzung des 
Gemeinderates Kottweiler-Schwanden 

 
 
Sitzungs-Nr. : 6 
Sitzungsort : Sitzungssaal im Gemeindehaus Kottweiler-Schwanden 
Sitzungsdatum : 07.12.2016 
Sitzungsbeginn : 20.02 Uhr 
Sitzungsende : 20.53 Uhr 
 
An der Sitzung nehmen folgende Personen teil: 
Ortsbürgermeisterin Gabriele Schütz 
1. Beigeordneter John Hemm 
Beigeordneter Eddy Vereecke 
Beigeordnete Angelika Gieser 
 
Von der Verbandsgemeindeverwaltung Ramstein-Miesenbach 
Schriftführer Benjamin Hüge 
 
Die Ratsmitglieder: 
Volker Fuchs 
Sören Gibs 
Dominik Müller 
Roland Palm 
Florian Schaan 
Mario Walther 
David Jung 
Klaus Scherne 
Marion Borger-Urschel 
Wolfgang Graustein 
Karin Gehra 
Gerd Schmidt 
 
Ferner sind noch folgende Personen anwesend: 
Der Abteilungsleiter der Finanzverwaltung Peter Gieser (bis TOP 4), Reinhard Schneider, Georg 
Leydecker und Jürgen Rosenkranz von den Stadtwerken Ramstein-Miesenbach GmbH (zu TOP 1), 
Willi Maue von der Rheinpfalz sowie ein Zuhörer. 
 
Anmerkungen: 
Keine 
 
Entschuldigt: 
Ute Lutz 
 
Unentschuldigt: 
Keine 
 
Die Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die Teilnehmer. Sie stellt die ordnungsgemäße 
Einladung und die Beschlussfähigkeit des Rates fest. 
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Folgende Einwände bzw. Ergänzungen werden vorgetragen: 
Die Vorsitzende schlägt vor, den öffentlichen Teil um folgende Punkte zu erweitern: 
TOP 7 „Information zum Ausbau Weg Ochsenbach“ 
TOP 8 „Zustimmung zu Spenden im Bereich der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden“ 
Der Gemeinderat stimmt der Erweiterung einstimmig zu. 
 
Die Tagesordnung hat somit folgenden Wortlaut: 
 

T A G E S O R D N U N G 
 

der öffentlichen Sitzung: 
1. Gaskonzessionsvergabe 
2. Festsetzung der Hebesätze / Beitragssätze der gemeindlichen Steuern sowie Fest-

setzung des Feld- und Waldwegebeitrages für das Haushaltsjahr 2017 
3. Erlass einer Hebesatzsatzung für das Jahr 2017 
4. Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand ab dem 01.01.2017 
5. Änderung / Ergänzung der Friedhofssatzung; 

hier: Satzungsbeschluss 
6. Änderung / Ergänzung der Friedhofsgebührensatzung; 

hier: Satzungsbeschluss 
7. Information zum Ausbau Weg Ochsenbach 
8. Zustimmung zu Spenden im Bereich der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden 

 
der nichtöffentlichen Sitzung: 

9. Verschiedenes 
 
 
 
Es wird in die Beratung eingetreten. 
 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 

1. Gaskonzessionsvergabe 
 
Sachverhalt: 
Die Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden hat mit der Pfalzgas GmbH am 20. November 1996 einen 
Gaskonzessionsvertrag abgeschlossen, welcher vor dem Auslaufdatum (20. November 2016) um ein 
Kalenderjahr verlängert wurde. 
Nach § 46 Abs. 3 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) ist die Gemeinde verpflichtet, das Vertragsen-
de spätestens zwei Jahre vor Ablauf des Vertrages durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger be-
kannt zu geben. Die Veröffentlichung erfolgte am 16.03.2015 im Bundesanzeiger im Bereich „Ver-
schiedenes-Verschiedenes“. 
Eine Frist, bis wann eine Interessensbekundung eines Energieversorgers vorliegen muss, ist im Ge-
setz nicht geregelt. Die Kartellbehörden haben bisher die Auffassung vertreten, dass nach Be-
kanntgabe im Bundesanzeiger ein Bewerbungszeitraum von ca. 3 Monaten ausreicht. Für die Orts-
gemeinde Kottweiler-Schwanden bewarben sich die Pfalzgas GmbH, die Stadtwerke Ramstein GmbH 
und die Stadtwerke Kaiserslautern. 



 
 

3 

Die Stadtwerke Kaiserlautern haben jedoch mit Schreiben vom 21.07.2015 ihre Bewerbung zurück-
gezogen. 
Nach § 46 Abs. 3 S. 5 EnWG ist bei der Auswahl des Unternehmens die Gemeinde den Zielen des § 
1 EnWG verpflichtet. §1 EnWG statuiert als Zweck des Gesetzes eine möglichst sichere, preisgüns-
tige, verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche leistungsgebundene Versorgung 
kann die Gemeinde mit dem Unternehmen einen Konzessionsvertrag mit einer Höchstlaufzeit von 20 
Jahren abschließen.  
 
Die Bewerbungen 
Die Pfalzgas GmbH und die Stadtwerke Ramstein GmbH haben am 20. Oktober 2015 persönlich ihre 
Bewerbung eingereicht. 
Die Bewerbungen sind jedem Ratsmitglied am 27.11.2015 per Mail und den Fraktionsvorsitzenden in 
Schriftform zugegangen. 
Um zu prüfen, welche Bewerbung die Kriterien der Ortgemeinde Kottweiler-Schwanden erfüllt, 
stellten beide Konzessionsbewerber ihr Konzept in den Ratssitzungen vom 02.12.2015 sowie vom 
04.05.2016 vor und standen für Fragen zur Verfügung. 
 
Die Bewertungsmatrix 
Die Bestimmung der Vergabekriterien und ihre Gewichtung obliegen der Gemeinde. Bei der Vergabe 
der Konzession für das Gasversorgungsnetz ist die Ortsgemeinde den Zielen des § 1 EnWG ver-
pflichtet (§ 46 Abs. 3 Satz 5 EnWG). 
Die Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden hat Auswahlkriterien mit der angegebenen Gewichtung für 
die Entscheidung über die Vergabe der Konzession für das Gasversorgungsnetz der allgemeinen 
Versorgung anhand eines Bewertungsmatrixmusters aufgestellt. Dieses Bewerbungsmatrixmuster, 
das auch den Bewerbern zur Kenntnis gegeben worden war, ist als Anlage 1 der Niederschrift hin-
zugefügt und ging jedem Ratsmitglied am 27.11.2015 per Mail zu. 
Nachdem beide Bewerber ihr Konzept dem Gemeinderat am 02.12.2015 und 04.05.2016 vortrugen, 
bewertete die Vorsitzende beide Konzessionsgeber anhand der Bewertungsmatrix und trug sie in 
der Hauptausschusssitzung vom 15.06.2016 vor. Ihre Bewertung fiel zugunsten der Pfalzgas GmbH 
aus. 
Auf Wunsch der CDU-Fraktion schlug die Vorsitzende in der Ratssitzung vom 28.06.2016 vor, den 
Punkt „Gaskonzessionsvertrag“ von der Tagesordnung zu nehmen. Da die Gaskonzession die nächsten 
20 Jahre bindet, sei eine bedachte Entscheidung gewünscht. Die Bewertungsmatrix solle nochmals 
im kleinen Kreis bewertet werden. 
Der zur Sitzung anwesende 1. VG-Beigeordnete Marcus Klein empfahl dem Gemeinderat, die Bewer-
tung der Gaskonzession von einem unabhängigen Dritten vornehmen zu lassen. Die Bewertung könne 
auch von der Verbandsgemeindeverwaltung durchgeführt werden. Er gab zu bedenken, dass jede 
einzelne Punktvergabe bei der Bewertungsmatrix objektiv nachvollziehbar sein müsse. Der Rat ent-
schied sich daraufhin für die Bildung einer fraktionsübergreifender Arbeitsgruppe. 
Die Bewertungsmatrix wurde von der Vorsitzenden und vier weiteren Ratsmitgliedern aus allen 
Fraktionen neu ausgewertet. Dies waren Wolfgang Graustein für die UB, Gerd Schmidt für die CDU-
Fraktion, Dominik Müller für die SPD-Fraktion und Volker Fuchs für die FWG-Fraktion. Die Auswer-
tung fiel einstimmig zugunsten der Pfalzgas GmbH. Die Bewertungsmatrix dieser Arbeitsgruppe ist 
als Anlage 2 der Niederschrift enthalten. 
 
Der Fraktionsvorsitzende Sören Gibs trägt eine Stellungnahme der CDU-Fraktion zur Auswertung 
beider Konzessionsbewerber vor. Diese ist als Anlage 3 der Niederschrift beigefügt. 

 
Nach kurzer Diskussion trifft der Gemeinderat folgende Entscheidung: 
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Beschluss: 
Die Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden beschließt, dem Ergebnis der Auswertung der Angebote 
auf Grundlage der Bewertungsmatrix an die Pfalzgas GmbH zu vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 10 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 5 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 1 
 
 

2. Festsetzung der Hebesätze / Beitragssätze der gemeindlichen Steuern sowie 
Festsetzung des Feld- und Waldwegebeitrages für das Haushaltsjahr 2017 

 
Sachverhalt: 
Bis zu Beginn des Haushaltsjahres 2017 sind die Hebesätze / Beitragssätze durch den Ortsgemein-
derat festzulegen. 
 
Im Jahr 2016 gelten die nachfolgenden Sätze: 
1. Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftlicher Grundbesitz) 310 % 
2. Grundsteuer B 370 % 
3. Gewerbesteuer nach Ertrag 370 % 
4. Hundesteuer jährlich 
 für den 1. Hund 30,00 €  
 für den 2. Hund 42,00 €  
 für jeden weiteren Hund 66,00 €  
5. Feld- und Waldwegebeitrag je ha 14,00 €  
 

Im Hinblick auf die Festsetzungen für das Haushaltsjahr 2017 weist die Finanzverwaltung auf 
folgendes hin: 
 

a) Grundsteuer A / Grundsteuer B / Gewerbesteuer 
Die Ortsgemeinde erhebt ihre Realsteuern zur Zeit knapp über den Nivellierungssätzen nach 
dem Landesfinanzausgleichsgesetz. Die auf Basis der Nivellierungssätze festgestellte Steuer-
kraft ist Berechnungsgrundlage für die Erhebung der Kreis- und Verbandsgemeindeumlage. 
Nachdem die Aufsichtsbehörde für den Landkreis Kaiserslautern bereits für das Jahr 2016 
den Kreisumlagesatz im Wege der Ersatzvornahme auf 44,23 v.H. erhöht hat, ist wohl davon 
auszugehen, dass der Kreisumlagesatz für 2017 ebenfalls in einem Bereich von bis zu 45 v.H. 
festgesetzt wird. Dies wird bei der Gemeinde Kottweiler-Schwanden im Jahr 2017 zu einer zu-
sätzlichen finanziellen Mehrbelastung von rd. 25.000,00 € führen. 
Die Kommunalaufsicht hat bei der Genehmigung der vorangegangenen Haushalte immer wieder 
darauf verwiesen, dass die Nivellierungssätze keine Höchstsätze darstellen und im Hinblick auf 
den unausgeglichenen Haushalt der Ortsgemeinde bereits wiederholt die Anhebung der Hebes-
ätze angeraten. 
Die Gemeinde Kottweiler-Schwanden hat letztmals im Jahr 2013 die Grundsteuern und die Ge-
werbesteuer erhöht. Die Hebesätze liegen nur minimal über den Nivellierungssätzen. Es ist zu 
bemerken, dass die Steueranteile über den Nivellierungssätzen nicht in die Berechnung der 
Kreis- und Verbandsgemeindeumlage einfließen. Diese Beträge verbleiben bei der Ortsgemeinde 
und tragen zu einer Reduzierung des Fehlbetrages bei. Es ist zu erwarten, dass die Kommu-
nalaufsicht auch den kommenden Haushalt beanstanden wird und zum wiederholten Mal eine 
Verbesserung der Einnahmemöglichkeiten fordert. 
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Die Kommunalaufsicht ist der Meinung, dass Hebesätze, die gerade 5 Punkte über den Nivellie-
rungssätzen liegen, nicht ausreichend sind. Sie macht in ihrem Genehmigungsschreiben die Ge-
meinde Kottweiler-Schwanden erneut darauf aufmerksam, dass im Landkreis Kaiserslautern be-
reits im Jahr 2016 die Hebesätze vereinzelt bis zu 454 v.H. festgesetzt wurden. 
Eine Umfrage der Finanzabteilung bei anderen Verbandsgemeinde hat ergeben, dass bereits in 
14 Ortsgemeinden die Hebesätze für 2017 beschlossen sind bzw. angehoben werden. Der nied-
rigste Hebesatz liegt dabei bei der Grundsteuer B bei 390 v.H. und der höchste Hebesatz so-
gar bei 454 v.H. 
Ähnlich stellt sich die Situation bei der Grundsteuer A und der Gewerbesteuer dar. 
Auch werden dem Stadtrat Ramstein-Miesenbach, dem Ortsgemeinderat Niedermohr und dem 
Ortsgemeinderat Steinwenden die Anhebung der Hebesätze bei der Grundsteuer B auf mindes-
tens 390 v.H. von den Bürgermeistern empfohlen. Die Vorschläge für die Grundsteuer A liegen 
jeweils bei 320 v.H. und für die Gewerbesteuer jeweils bei 380 v.H. 
Die Mehrbelastung für den Eigentümer eines Anwesens mit einer jetzigen Steuerlast von 200 € 
läge dann in der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden bei rd. 13,70 € pro Jahr. Die Mehrbelas-
tung bei einer aktuellen Steuerlast von 300 € bei rd. 20,50 € pro Jahr. Umgelegt auf den Mo-
nat hätte ein Hauseigentümer mit einem durchschnittlichen Anwesen gerade einmal mit ein bis 
zwei Euro mehr pro Monat zu rechnen. 
Die Anhebung der Grundsteuer B auf 390 v.H. würden zu Mehreinnahmen von ca. 8.500 € füh-
ren. 
 
Beschluss: 
Die Hebesätze / Beitragssätze des Jahres 2017 werden wie folgt festgesetzt: 
Grundsteuer A 320,00 % 
Grundsteuer B 390,00 % 
Gewerbesteuer aus Ertrag 380,00 % 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums:  17 Dafür 15 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende:  16 Dagegen 1 
Fehlende Mitglieder:  1 Enthaltungen 0 
 
 

b) Hundesteuer 
Die letzte Anhebung der Hundesteuer erfolgte für das Jahr 2010. 
In der Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach werden für den 1. Hund bis zu 36 €, für den 2. 
Hund bis zu 60 € und für jeden weiteren Hund bis zu 96 € erhoben. 
Eine erhöhte Steuer für so genannte gefährliche Hunde wird bislang nicht erhoben. 
Bei einer Erhöhung ist darauf zu achten, dass der Jahresbetrag durch 12 teilbar ist. 
Die Vorsitzende schlägt vor, die Hundesteuer jeweils um 6,- Euro zu erhöhen. 
 
Beschluss: 
Hundesteuer 1. Hund 36,00 Euro 
 2. Hund 48,00 Euro 
 jeder weitere Hund 72,00 Euro 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums:  17 Dafür 14 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende:  16 Dagegen 2 
Fehlende Mitglieder:  1 Enthaltungen 0 
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c) Feld- und Waldwegebeitrag 

Der Feld- und Waldwegebeitrag beträgt 2016  14,00 €/ha. 

 
Im Hinblick auf das Flurbereinigungsverfahren wurde der Beitragssatz bereits ab 2011 auf 
14,00 € angehoben. 
Zum 31.12.2015 beträgt der Sonderposten für den Gebührenhaushalt Feld- und Waldwege 
(Feldwegerücklage) 53.384,- €. 
Eine Hochrechnung für das Jahr 2016 lässt für die lfd. Ein- und Auszahlungen im Gebühren-
haushalt Feld- und Waldwege einen Überschuss von ca. 8.000,- € erwarten. Allerdings sind für 
das Flurbereinigungsverfahren dieses Jahr bereits Abschläge von 30.000 € angefallen. Die 
Endabrechnung des Flurbereinigungsverfahrens steht noch aus. 
Nach Meinung der Verwaltung kann der Beitragssatz bei 14 €/ha belassen werden. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat belässt den Feld- und Waldwegebeitrag bei 14,00 € je ha. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums:  17 Dafür 15 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende:  16 Dagegen 1 
Fehlende Mitglieder:  1 Enthaltungen 0 

 
 

3. Erlass einer Hebesatzsatzung für das Jahr 2017 
 
Sachverhalt: 
Die Steuersätze werden gemäß § 95 (2) Nr. 3 GemO grundsätzlich durch die Haushaltssatzung 
festgesetzt. 
 
Sofern die Haushaltssatzung zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht öffentlich bekannt gemacht 
ist, darf die Gemeinde Abgaben nur nach den Sätzen des Vorjahres erheben (§ 99 (1) Nr. 2 GemO). 
 
Der Ortsgemeinderat hat für das Jahr 2017 eine Erhöhung der Steuersätze beschlossen. 
 
Da zu erwarten ist, dass zu Beginn des Jahres 2017 noch keine genehmigte Haushaltssatzung vor-
liegt, ist zur termingerechten Erstellung und Versendung der Steuerbescheide der Erlass einer He-
besatzsatzung erforderlich. 
 
Die Nennung der Steuersätze / Hebesätze in der Haushaltssatzung hat dann nur noch deklaratori-
sche Bedeutung. 
 
Beschluss: 
Die Satzung wird in der vorliegenden Form beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 15 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 1 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 0 
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4. Neuregelung der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand ab dem 01.01.2017 
 
Sachverhalt: 
Mit Wirkung vom 01.01.2017 wird die Umsatzbesteuerung juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts (also auch kommunale Gebietskörperschaften) neu konzipiert. Die Umsatzbesteuerung wird 
dann an europäisches Recht angepasst. Der unter anderem auch für Kommunen geltende § 2 Abs. 3 
Umsatzsteuergesetz (UStG) wurde ersatzlos gestrichen. An dessen Stelle tritt der neue § 2b 
UStG. 
Nach altem Recht knüpfte die Umsatzsteuerpflicht einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts im Wesentlichen daran, dass ein Betrieb gewerblicher Art im Sinne des § 4 Körperschafts-
steuergesetz (KStG) unterhalten wird. Daraus folgte im Umkehrschluss, dass der Hoheitsbereich 
und die Vermögensverwaltung keine umsatzsteuerpflichtige Betätigung darstellte. 
Nach dem neuen § 2b UStG sind juristische Personen des öffentlichen Rechts grundsätzlich nur 
noch dann von der Umsatzsteuerpflicht befreit, wenn sie Tätigkeiten im Rahmen der öffentlichen 
Gewalt ausüben. Zukünftig wird eine auf privatrechtlicher Grundlage erfolgende Tätigkeit einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts, und damit auch die klassische Vermögensverwaltung, 
grundsätzlich eine Umsatzsteuerpflicht auslösen. 
§ 27 Abs. 22 UStG gibt den Kommunen die Möglichkeit in einer Übergangszeit bis zum 31.12.2020 
noch die alte Regelung anzuwenden. Dazu ist gegenüber dem Finanzamt eine sog. Optionserklärung 
abzugeben. Die Optionserklärung bedarf zwar keiner besonderen Form, sie ist aber vom Bürger-
meister/in nach vorheriger Zustimmung durch die Vertretungskörperschaft zu leisten. 
Mit der Einführung des § 2b UStG stellen sich nun eine Vielzahl von Rechtsfragen, die sich teilwei-
se aus unbestimmten Rechtsbegriffen der gesetzlichen Neuregelung ergeben. 
Dazu wollte das Bundesministerium der Finanzen in einem besonderen Schreiben Stellung nehmen. 
Mit diesem Schreiben ist aber in absehbarer Zeit noch nicht zu rechnen. Dringend zu klärende 
Rechtsfragen und Gesetzesauslegungen können deshalb nicht mit Sicherheit beurteilt werden. 
In Bezug auf die Jagdverpachtung durch Jagdgenossenschaften hat der Gemeinde- und Städtebund 
den Kommunen bereits die Abgabe einer solchen Optionserklärung empfohlen. Als Hauptgrund führt 
der Gemeinde- und Städtebund ebenfalls die noch große Zahl von Fragestellungen und Rechtsun-
klarheiten im Zusammenhang mit der Umsetzung der neuen Rechtslage an. Ähnlich äußern sich auch 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und kommunale Beratungsunternehmen.  
 
Die Finanzabteilung empfiehlt ebenfalls die Abgabe einer Optionserklärung gegenüber dem Finanz-
amt. Dadurch wird vorerst vermieden, dass privatrechtlich erbrachte Leistungen eine zusätzliche 
Umsatzsteuerpflicht auslösen.  
Weitere finanzielle Belastungen des Bürgers werden also vermieden. Zudem entstehen bei der Ge-
meinde keine Einnahmeeinbußen. 
Die einzelnen Fachabteilungen der Verbandsgemeindeverwaltung werden bis zum Auslaufen der 
Übergangsregelung innerhalb ihrer Verantwortungsbereiche alle auf privatrechtlicher Grundlage 
basierenden Leistungen dahingehend prüfen, ob diese nicht auch auf öffentlich-rechtlicher Grund-
lage erbracht werden können. Der Einnahmeerhebung läge dann eine Gebühren-, Beitrags- oder Ent-
geltsatzung zugrunde, sofern sich die Abrechnung nach öffentlichem Recht als die für Bürger und 
Kommune günstigere Möglichkeit darstellt. 
 
Beschluss: 
Der Ortsgemeinderat stimmt der Abgabe einer Optionserklärung in Bezug auf § 2b UStG gegen-
über dem Finanzamt zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 16 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 0 
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5. Änderung / Ergänzung der Friedhofssatzung; 
hier: Satzungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
Bedingt durch die vermehrten Anfragen aus der Bevölkerung nach Rasengräbern hatte der Ortsge-
meinderat in seiner Sitzung am 04.05.2016 die Bereitstellung von neuen Feldern für Rasengräber 
sowohl für Urnen- als auch für Erdbestattungen beschlossen. Der Grund liegt darin, dass mit zu-
nehmendem Alter das Herrichten und Instandhalten der bisherigen Grabanlagen immer beschwerli-
cher werden und Angehörige oft aus beruflichen oder familiären Gründen außerhalb der Region ih-
ren Wohnsitz verlegen. Anders als bei den herkömmlichen Grabstätten wird die Pflege und Unter-
haltung einer Rasengrabstätte von den Gemeindearbeitern durchgeführt. Zudem bedeutet das Er-
richten von Grabmälern, die Grabpflege oder auch Instandsetzung der Grabstätten eine große fi-
nanzielle Belastung für die Grabverantwortlichen.  
 
Bereits in den Sitzungen am 28.06.2016 und zuletzt am 12.10.2016 hatte der Ortsgemeinderat be-
züglich der Gestaltungsmöglichkeiten für Rasengräber mehrere Beschlüsse gefasst. In der Gemein-
deratssitzung am 28.06.2016 wurde außerdem die Ruhe- und Nutzungszeit für alle Grabarten ein-
heitlich auf 25 Jahre festgelegt.  
 
Die in der Anlage 4 der Niederschrift beigefügte Friedhofssatzung wurde dahingehend geändert 
und ergänzt. Zur besseren Veranschaulichung sind die Änderungen bzw. Ergänzungen in Kursiv-
schrift eingearbeitet. Mit dem Erwerb  einer  Rasengrabstätte  erhalten  die  Grabverantwortlichen  
außerdem  ein  Informationsblatt überreicht (siehe Anlage 5 der Niederschrift). Dieses Merkblatt 
enthält folglich alle wesentlichen Gestaltungsvorschriften. Der Erhalt dieses Blattes ist vor der 
Beisetzung von den Angehörigen zu quittieren (Anlage 6 der Niederschrift).  
 
Beschluss: 
Der Ortsgemeinderat stimmt der beigefügten Friedhofssatzung, wie von der Friedhofsverwaltung 
vorgeschlagen, nach Einarbeitung aller bereits gefassten Beschlüsse zu. Der Satzungsbeschluss für 
die Neufassung der Friedhofssatzung der Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden wird gefasst. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 16 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 0 
 
 

6. Änderung / Ergänzung der Friedhofsgebührensatzung; 
hier: Satzungsbeschluss 

 
Sachverhalt: 
Die Bereitstellung neuer Felder für Rasengräber erfordert eine Änderung bzw. Ergänzung der gel-
tenden Friedhofsgebührensatzung. Die Grabplatzgebühren und Pflegepauschalen sowohl für ein Ur-
nenrasengrab als auch für ein Erdrasengrab wurden bereits in der Sitzung des Ortsgemeinderates 
am 28.06.2016 beschlossen.  
 
Demnach beträgt die einmalige Grabplatzgebühr für Urnenrasengräber/anonyme Urnenrasengräber 
128,00 €. Die Pflegepauschale für die gesamte Ruhezeit (25 Jahre) wurde auf 500,00 € festge-
setzt. Die einmalige Grabplatzgebühr für Erdrasengräber beträgt 153,00 €, die Pflegepauschale für 
die gesamte Ruhezeit 850,00 €. 
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Die einmalige Pflegepauschale für ein Rasengrab wird beim Ersterwerb mit der Grabplatzgebühr 
erhoben. Bei einer Verlängerung des Nutzungsrechts wird die Pflegepauschale wie bei anderen 
Grabarten auch anteilmäßig der erforderlichen bzw. beantragten Jahre angepasst. Lediglich anony-
me Urnenrasengräber werden nur für eine Nutzungszeit vergeben.  
  
Die in der Anlage 7 der Niederschrift beigefügte Friedhofsgebührensatzung wurde dahingehend 
geändert bzw. ergänzt. Zur besseren Veranschaulichung sind die Änderungen bzw. Ergänzungen in 
Kursivschrift eingearbeitet.  
 
Beschluss: 
Der Ortsgemeinderat stimmt der beigefügten Friedhofssatzung, wie von der Friedhofsverwaltung 
vorgeschlagen,  der beigefügten Friedhofsgebührensatzung nach Einarbeitung der bereits gefass-
ten Beschlüsse zu. Der Satzungsbeschluss für die Neufassung der Friedhofsgebührensatzung der 
Ortsgemeinde Kottweiler-Schwanden wird gefasst. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 10 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 5 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 1 
 
 
 

7. Information zum Ausbau Weg Ochsenbach 
 
Sachverhalt: 
Der Weg Ochsenbach ist über die Flurbereinigung  zur Asphaltierung beantragt worden. 
Die Unter und Obere Naturschutzbehörde haben nach einem Ortstermin diese Asphaltierung abge-
lehnt. Die Behörde stimmt lediglich einem Ausbau in Schotter zu. Im Zuge der Schotterung wird 
auch die Wasserführung verbessert. 
Der Gemeindeanteil beläuft sich hierzu bei ca. 12.860 Euro. 
 
Die Ratsmitglieder nehmen die Informationen zur Kenntnis. 
 
 

8. Zustimmung zu einer Spende im Bereich der Ortsgemeinde Kottweiler-
Schwanden 

 
Sachverhalt: 
Der Landtag hat am 12.12.2007 das Landesgesetz zur Änderung kommunaler- und dienstrechtlicher 
Vorschriften beschlossen. 
Durch Artikel 1 Nr. 2 wurde ein neuer Absatz 3 in den § 94 GemO eingefügt. Nach Artikel 5 Nr. 3 
des Gesetzes tritt die Ergänzung des § 94 GemO am Tage nach der Verkündigung in Kraft. Das Lan-
desgesetz zur Änderung kommunal- und dienstrechtlicher Bestimmungen vom 21.12.2007 wurde im 
Januar 2008 verkündet. 
Die Neuregelung hat folgenden Wortlaut: 
„(3) Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 2 Abs. 1 Sponsoringleistungen, Spen-
den, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, 
die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 2 Abs. 1 beteiligen. Nicht zulässig sind die Einwer-
bung und die Entgegennahme des Angebots einer Zuwendung nach Satz 1 in der Eingriffsverwaltung 
oder wenn ein böser Anschein für eine Beeinflussung bei der Wahrnehmung von Verwaltungsaufga-
ben zu erwarten ist. Bei der Auswahl der Sponsoringpartner ist die Chancengleichheit konkurrie-
render Sponsoren zu wahren. Die Einwerbung und die Entgegennahme des Angebots einer Zuwen-
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dung obliegen ausschließlich dem Bürgermeister sowie den Beigeordneten; ein entsprechendes An-
gebot ist der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Über die Annahme oder Vermittlung ent-
scheidet der Gemeinderat. Dem Gemeinderat und der Aufsichtsbehörde sind sämtliche für die Ent-
scheidung maßgeblichen Tatsachen offenzulegen. Dazu gehört insbesondere ein anderweitiges Be-
ziehungsverhältnis zwischen der Gemeinde und dem Geber. Die für die Entscheidung maßgeblichen 
Tatsachen i. S. d. Satzes 6 sind in geeigneter Weise zu dokumentieren und vorzuhalten.“ 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um folgende Spende: 
Die Fa. Heizung & Sanitär Schäfer (Inhaber Andreas Ulrich) aus Gimsbach hat in der Kindertages-
stätte „Bärenbusch“ Sanitärarbeiten durchgeführt. Die Firma stellt die Materialkosten in Rechnung 
und möchte die Arbeitsleistung (Lohnkosten) i. H. v. 1.405,25 € spenden, d. h. nicht in Rechnung 
stellen. Die Firma würde dann über diesen Betrag eine Spendenbescheinigung erhalten. Da die Ar-
beiten noch nicht ganz abgeschlossen sind und somit noch eine weitere Rechnung folgen wird, bei 
der die Lohnkosten womöglich auch gespendet werden, wird der Gemeinderat auch darum gebeten, 
dieser womöglich weiteren Spende in geringerem Umfang als der o. g. Betrag auch seine Zustimmung 
zu geben. Die Spende wird der Kommunalaufsicht entsprechend angezeigt. 
Die 1. Abschlagsrechnung liegt jedem Ratsmitglied vor. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Annahme dieser Spende und einer eventuell noch weiteren noch 
nicht bezifferbaren Spende der Fa. Schäfer. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Gesetzliche Mitgliederzahl des Gremiums: 17  Dafür 16 
Anwesende Mitglieder einschl. Vorsitzende: 16  Dagegen 0 
Fehlende Mitglieder: 1  Enthaltungen 0 
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Nichtöffentliche Sitzung 
 
 

9. Verschiedenes 
 
Sachverhalt: 
 
Weihnachtsbaum 
Gegenüber der Kreissparkasse ist am Dorfplatz ein Weihnachtsbaum aufgestellt worden. 
 
Stühle „Haus des Bürgers“ 
Anlässlich des 30-jährigen Jubiläums hat sich das Ramstein-Miesenbacher Kultur- und Tagungs-
zentrum „Haus des Bürgers“ eine neue Bestuhlung angeschafft. In der Bürgermeisterdienstbespre-
chung wurde gefragt, ob bei den Ortsgemeinden Bedarf alten Stühlen besteht. Die Vorsitzende hat 
120 Stühle beordert, wovon je 40 in den Leichenhallen der Ortsteile Kottweiler und Schwanden ge-
nutzt werden. 
 
Erste Sinnenbank 
Die Volksbank Glan-Münchweiler hat der Ortsgemeinde eine Sinnenbank, eine aus Holz gefertigte 
Wellenliege, gespendet. Nun muss ein Ort für die Bank gefunden werden. Die Vorsitzende schlägt 
die Aufstellung an der „Michelsruhe“ vor.  
 
Scheune Baierlein 
Der Sperrmüll in der Scheune „Baierlein“ wurde entsorgt. 
 
Zweite Sinnenbank 
Das Kreativteam spendet laut dem Ratsmitglied Marion Borger-Urschel eine zweite Sinnenbank. 
 
Mandatsniederlegung Christian Urschel 
Das Hauptausschussmitglied Christian Urschel (SPD) ist nach Kindsbach verzogen und legt daher 
sein Mandat im Hauptausschuss nieder. Er hat die Vorsitzende am 21.11.2016 per E-Mail informiert. 
Die Vorsitzende bittet die SPD-Fraktionen, einen Nachfolger vorzuschlagen. 
 
Weihnachtsmarkt in Rambervillers 
Am Samstag, 17. Dezember, findet in der französischen Partnerstadt Rambervillers ein Weih-
nachtsmarkt statt, auf dem die Ortsgemeinde mit einem Stand teilnimmt. Die Organisation über-
nimmt der Festausschuss. Interessierte sind herzlich eingeladen. 
 
Wasserführung am Anwesen Baqué 
Die Wasserführung am Anwesen Baqué bedarf laut Ratsmitglied Wolfgang Graustein einer Erneue-
rung. Bei Regen läuft das Wasser über Pflasterung in Richtung „Ochsenbach“. Gerade bei gefrore-
nem Zustand steigt die Unfallgefahr. 
 

Worüber Protokoll 

 

Gabriele Schütz, Vorsitzende: 
 

Benjamin Hüge, Schriftführer: 
 






































































